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Beachte 

Abs. 11: Verfassungsbestimmung 

Text 

Verfahren, Behörde 

§ 24. (1) Im Verfahren zur Erlassung einer Verordnung, für die gemäß § 23a oder § 23b eine 
Umweltverträglichkeitsprüfung durchzuführen ist, sind die für die Umweltverträglichkeitsprüfung 
notwendigen Ermittlungen durchzuführen; es findet jedoch kein konzentriertes Genehmigungsverfahren 
statt. Die Umweltverträglichkeitsprüfung (von der Einleitung gemäß § 24a bis zum Abschluss der 
öffentlichen Erörterung gemäß § 24f) ist innerhalb von zwölf Monaten abzuschließen. 

(2) Die Umweltverträglichkeitsprüfung und das Feststellungsverfahren gemäß Abs. 3 sind vom 
Bundesminister/von der Bundesministerin für Verkehr, Innovation und Technologie durchzuführen. Der 
Landeshauptmann kann mit der Durchführung des Umweltverträglichkeitsprüfungsverfahrens ganz oder 
teilweise betraut werden, wenn dies im Interesse der Zweckmäßigkeit, Raschheit, Einfachheit und 
Kostenersparnis gelegen ist. 

(3) Von geplanten Vorhaben nach § 23a und § 23b hat die Behörde die mitwirkenden Behörden, den 
Umweltanwalt und die Standortgemeinde unter Anschluss von Unterlagen, die zur Identifikation des 
Vorhabens und zur Abschätzung seiner Auswirkungen gemäß § 23a Abs. 2 und 3 oder § 23b Abs. 2 und 3 
ausreichen, zu informieren. Sie können innerhalb von sechs Wochen ab Zustellung die Feststellung 
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beantragen, ob für das Vorhaben eine Umweltverträglichkeitsprüfung durchzuführen ist, und haben 
Parteistellung. Parteistellung hat auch der Projektwerber/die Projektwerberin. Über diesen Antrag ist 
innerhalb von acht Wochen mit Bescheid zu entscheiden. Der wesentliche Inhalt der Entscheidung sowie 
die wesentlichen Entscheidungsgründe sind in geeigneter Form kundzumachen oder zur öffentlichen 
Einsichtnahme aufzulegen. Dieser Absatz ist nicht anzuwenden, wenn für das Vorhaben jedenfalls eine 
Umweltverträglichkeitsprüfung durchgeführt wird. 

(4) Bei der Prüfung gemäß § 23a Abs. 2 und § 23b Abs. 2 sind schutzwürdige Gebiete der 
Kategorien A und D nur zu berücksichtigen, wenn sie am Tag der Einleitung des Verfahrens gemäß § 24a 
Abs. 1 ausgewiesen oder in die Liste der Gebiete mit gemeinschaftlicher Bedeutung (Kategorie A des 
Anhanges 2) aufgenommen sind. 

(5) Soweit in den folgenden Bestimmungen dieses Abschnittes nicht anderes geregelt ist, sind im 
UVP-Verfahren § 4 (Vorverfahren) und § 10 Abs. 1 bis 5 und 7 (grenzüberschreitende Auswirkungen) 
anzuwenden. § 6 (Umweltverträglichkeitserklärung) ist mit der Maßgabe anzuwenden, dass die Behörde 
festlegen kann, dass bestimmte Angaben und Unterlagen, soweit sie nicht für eine Abschätzung der 
Umweltauswirkungen in diesem Verfahrensstadium notwendig sind, erst in einem späteren 
Genehmigungsverfahren vorzulegen sind. 

(6) § 9 (öffentliche Auflage) ist mit der Maßgabe anzuwenden, dass die öffentliche Auflage und die 
Auflage gemäß § 4 Abs. 5 des Bundesstraßengesetzes 1971 in einem durchzuführen sind. Weiters ist statt 
dem Hinweis auf die Parteistellung der Bürgerinitiativen auf ihr Antragsrecht nach Abs. 11 und ihre 
Parteistellung oder Beteiligtenstellung in den nachfolgenden Genehmigungsverfahren nach § 24h Abs. 5 
hinzuweisen. Für die Entstehung der Bürgerinitiative gilt § 19 Abs. 4. 

(7) Im vereinfachten Verfahren ist § 24c (Umweltverträglichkeitsgutachten) nicht anzuwenden, 
stattdessen gilt § 24d (zusammenfassende Bewertung der Umweltauswirkungen) und § 24h Abs. 5 dritter 
Satz. 

(8) Für diesen Abschnitt gelten abweichend und ergänzend zu § 2 folgende Begriffsbestimmungen: 

 1. Mitwirkende Behörden sind jene Behörden, die neben der die Trassenverordnung erlassenden 
Behörde nach den Verwaltungsvorschriften für die Genehmigungen eines gemäß § 23a oder 
§ 23b UVP-pflichtigen Vorhabens zuständig sind oder an den jeweiligen Verfahren zu beteiligen 
sind. 

 2. Projektwerber/Projektwerberin ist, wer ein in § 23a oder § 23b genanntes Vorhaben gemäß dem 
Bundesstraßengesetz 1971 oder dem Hochleistungsstreckengesetz dem zuständigen 
Bundesminister/der zuständigen Bundesministerin zur Durchführung eines 
Trassenverordnungsverfahrens vorlegt. 

(9) Vor Abschluss der Umweltverträglichkeitsprüfung oder der Einzelfallprüfung dürfen für 
Vorhaben, die einer Prüfung gemäß § 23a oder § 23b unterliegen, die Trassenverordnung nicht erlassen 
und sonstige Genehmigungen nicht erteilt werden und kommt nach Verwaltungsvorschriften getroffenen 
Anzeigen keine rechtliche Wirkung zu. Entgegen dieser Bestimmung erteilte sonstige Genehmigungen 
können von der sachlich in Betracht kommenden Oberbehörde oder, wenn eine solche nicht vorgesehen 
ist, von der Behörde, die den Bescheid erlassen hat, innerhalb einer Frist von drei Jahren als nichtig 
erklärt werden. 

(10) Bedingen sich Vorhaben des § 23a und § 23b gegenseitig, so kann die 
Umweltverträglichkeitsprüfung koordiniert durchgeführt werden. Die Behörde kann ein gemeinsames 
Umweltverträglichkeitsgutachten (§ 24c) oder eine gemeinsame zusammenfassende Bewertung (§ 24d) in 
Auftrag geben. 

(11) (Verfassungsbestimmung) Der Verfassungsgerichtshof erkennt über Gesetzwidrigkeit von 
Verordnungen gemäß Abs. 1 auf Antrag der im § 19 Abs. 3 und 4 genannten Parteien. 
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